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EDITORIAL

Liebe Leserin, lieber Leser,

Städte – das wissen wir alle – sind mehr als 
örtliche Verwaltungseinheiten, mehr als eine 
Ansammlung von Gebäuden. Städte sind 
Orte des Miteinanders. Städte sind voller 
Leben. Städte sind vielfältig. Und Städte sind 
ein Versprechen: Jede und jeder kann Teil 
der Stadtgesellschaft sein, jede und jeder 
kann die Stadt sein Zuhause nennen. Städte 
sind Heimat – für Millionen von Menschen.

Trotzdem bekommt der Zusammenhalt in 
unseren Städten Risse. Die Gründe sind 
vielschichtig. Ein Aspekt ist mit Sicherheit, 
dass viele Menschen ihr „Zuhause“ in Gefahr 
sehen: Gerade in den Städten steigen die 
Mieten seit Jahren rasant, Wohnraum ist 
knapp – und wird knapper. Das ist hoch-
gefährlich. Die Entwicklung der Mieten in 
vielen Städten gefährdet den Zusammen-
halt, sie zerstört Heimat. Der Wohnungsbau 
legt gerade eine Vollbremsung hin, weil es 
sich nicht mehr rechnet, neue Wohnun-
gen zu bauen. Soweit das Problem. Und 
die Lösungen? Einige wollen wir in dieser 
Ausgabe (5/2024) von „Städtetag aktuell“ 
beleuchten.

Denn es gibt Ansätze, die sich zu einem 
Maßnahmenbündel schnüren lassen. Ein 
Ansatz: Das Vorkaufsrecht für die Kommu-
nen stärken. Städte könnten so Grundstücke 
an die Bauwilligen weiterreichen, die dann 
mit vereinbarten Zielen und in fixen Fristen 
auch tatsächlich bauen. Ein anderer Ansatz: 
Die Verteilung von Wohnraum angehen. 
Also stärkere Anreize zum Wohnungstausch 
setzen. Könnte es helfen, die Mehrkosten 
für eine kleinere Wohnung zu fördern, damit 
kleine Haushalte aus großen Wohnungen 

Editorial

„Städte sind Orte des 
Miteinanders. Städte sind 
voller Leben. Städte sind 
vielfältig.“
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umziehen? Und schließlich bietet das Bau- 
und Planungsrecht eine Reihe von Wegen. 
Die Novelle des Baugesetzbuchs hätte 
den Städten an vielen Stellen Wohnungs-
bau ohne komplizierte Planungsverfahren 
ermöglicht. Jetzt hängt der Entwurf nach 
dem Bruch der Ampelkoalition im Bund 
fest. Genauso wie die Verlängerung der 
Mietpreisbremse. Auch sie ist ein Ansatz 
gegen exzessiv steigende Mieten in unseren 
Städten. Deswegen hat sich der Deutsche 
Städtetag intensiv dafür eingesetzt, dass die 
Mietpreisbremse trotz Neuwahlen noch ver-
längert wird – auch im Bündnis mit anderen 
Verbänden wie dem Deutschen Mieterbund 
und dem Deutschen Gewerkschaftsbund. 
Die Verlängerung wäre ein wichtiges Signal 
an die Menschen in unseren Städten, dass 
wir den sozialen Zusammenhalt stärken – 
Stück für Stück.
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Helmut Dedy,  
Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages

TITELFOTO

Preisgekröntes Studierendenhaus 
der TU Braunschweig

Das Studierendenhaus der Archi-
tekten Gustav Düsing und Max Hacke 
auf dem Campus der Technischen 
Universität Braunschweig gewann 
in diesem Jahr mit dem Mies-van-
der-Rohe-Award den europäischen 
Preis für zeitgenössische Architektur. 
Der Award wird nur alle zwei Jahre 
ver geben und gilt als der renommier-
teste europäische Architekturpreis.

Die Jury lobte die Stahl-Holz-Kons-
truktion als vielseitiges System, 
das technologischen Fortschritt 
mit einem flexiblen und wiederver-
wendbaren Prinzip verbinde. Zwei 
Geschosse bieten auf 35 Quadrat-
metern studentische Arbeitsplätze 
für alle Fakultäten sowie Platz für den 
Austausch zwischen Studierenden 
und Lehrenden. 

In dem pavillonartigen Baukörper 
entsteht eine helle und offene Wohl-
fühlatmosphäre. Zudem sind alle 
Arbeitsplätze hierarchiefrei qualitativ 
auf einem gleichwertigen Niveau. Das 
Gebäude setzt damit neue Maßstäbe 
für eine zeitgemäße akademische 
Lernumgebung.

 www.staedtetag.de/240501
 
(© The informal studio, Iwan Baan)
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Die Bedeutung einer gemeinwohl
orientierten Bodenpolitik

Boden ist eine endliche Ressource. Ideell 
und wohl auch faktisch ist Bodenbesitz 
für viele mit einer hohen Bedeutung als 
Freiheits- und Sicherheitsgarant versehen. 
Gleichzeitig formuliert das Grundgesetz 
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums als 
Maßstab für seine Verwertung. Gerade im 
Kontext von Bodenpolitik ist diese Ver-
pflichtung immer wieder Gegenstand kont-
roverser Diskussionen, insbesondere, wenn 
hinter einem Ertrag aus Bodenbesitz keine 
Leistungserbringung steht. Die Frage, wie 
Bodenwertsteigerungen gerecht verteilt und 
gemeinwohlorientiert genutzt werden kön-
nen, oder ob Boden sogar nur genutzt und 
nicht besessen werden darf, bleibt eine poli-
tische Herausforderung. Eine Bodenpolitik 
im Gemeinwohlinteresse muss die Balance 
finden zwischen den privaten Rechten 
der Eigentümer und deren Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft. 

Aktive Liegenschaftspolitik bei zunehmen
der Konkurrenz der Flächenansprüche

Für die Kommunen spielt die Steuerung der 
Bodennutzung eine entscheidende Rolle bei 
der Umsetzung einer nachhaltigen und sozial 
orientierten Stadtentwicklung. Durch kluge 
Liegenschaftspolitik können Kommunen 
Weichen für eine gerechtere und zukunfts-
fähige Stadt setzen. Doch erst ein Zugriff auf 
Flächen garantiert eine Umsetzung.

Die Ressource Boden steht zudem immer 
mehr unter dem Druck verschiedener und 
wachsender Nutzungsansprüche. Wäh-
rend bezahlbarer Wohnraum und soziale 
Infrastruktur vielerorts dringend benötigt 
werden, steigen auch die Flächenbedarfe 
durch Klimaschutz, Erhalt der Biodiversität, 
Flächenbedarf für erneuerbare Energien, 
Risikovorsorge für Naturkatastrophen wie 

auch Sicherung der Ernährung. Nicht allein 
die Bebauung macht den Expansionsfaktor 
aus. Die Pandemie und kritische Situationen 
weisen zudem auf möglichst regionale Ver-
sorgungslösungen hin. All diese Ansprüche 
machen manche Planer:innen schwin-
delig bei dem Versuch, sie alle geordnet 
unterzubringen.

Städte, wie z.B. Hamburg, setzen diese 
Konkurrenz in ambitionierten Zielsetzungen 
um: mindestens 10 Prozent der Fläche für 
Naturschutzgebiete, 2,5 Prozent für Wind-
energie, immer 100 Hektar Angebotsfläche 
für die Industrie, möglichst 10.000 neue 
Wohnungen pro Jahr usw. Flächen werden 
sozusagen kontingentiert. 

Hamburgs Ansätze für eine sozial  
gerechte Bodenpolitik

Hamburg hat in den vergangenen Jahren 
wegweisende Schritte unternommen, um 
den Umgang mit der Ressource Boden sozial 
gerechter und nachhaltiger zu gestalten.

Ein Beschluss zur sozialgerechten Boden-
politik für Hamburg (2019) und die Ergeb-
nisse aus den Verhandlungen mit den 
Volksinitiativen „Boden und Mieten“ (2022) 
markieren wichtige Weichenstellungen. Die 
Stadt setzt zunehmend auf Erbbaurechte, 
um langfristig die Nutzung von Boden zu 
steuern.

Diese sozial gerechte Nutzung des Bodens 
wird über die konsequente Anwendung rele-
vanter Steuerungsinstrumente gefördert. 
Hamburg gehört zu den Vorreitern bei der 
Einführung von Konzeptvergaben. Qualität 
und der gesellschaftliche Mehrwert eines 
Projekts haben hier Vorrang vor dem Höchst-
preis. In städtebaulichen Verträgen wird 
der im Rahmen des Hamburger Drittelmixes 
umzusetzende Anteil geförderter Wohnun-
gen fest vereinbart. Beides sind Bausteine 

Bodenpolitik im Gemeinwohlinteresse:  
Das Hamburger Baulandmodell

Von Monika Thomas
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des Hamburger Baulandmodells, wie viele 
weitere Vereinbarungen, die gemeinsam 
mit dem Bündnis für das Wohnen und den 
Bezirken geschlossen wurden.

Aktive sozialgerechte Bodenpolitik ver-
pflichtet mithin zum sorgsamen Umgang mit 
dem Boden und setzt eine Priorität auf die 
Transformation der Stadt. Mit der Strategie 
„Mehr Stadt in der Stadt“ priorisiert Hamburg 
die innerstädtische Entwicklung, bevor neue 
Flächen auf der grünen Wiese erschlossen 
werden. Projekte wie das „Hamburger 
Maß“ und das „Magistralenkonzept“ stehen 
für urbanes Wachstum in bestehenden 
Strukturen. 

Und selbstverständlich hat der Boden eine 
Schlüsselrolle im Kampf gegen den Klima-
wandel. Bodenpolitik hat ihren Beitrag für die 
Senkung der CO₂-Bilanz zu liefern.

Boden als Gemeingut behandeln

Die Bodenfrage ist eine der aktuell zent-
ralen sozialen und ökologischen Heraus-
forderungen. Es braucht einen politischen 
Rahmen, der die Bodenpolitik finanziell und 

rechtlich stärkt: von Vorkaufsrechten und 
Baugeboten über Ausgleichsbeträge bei 
Bodenwertsteigerungen bis hin zur Stärkung 
von Erbbaurechten. Dafür sind stabile Rege-
lungen im Haushalts- und Steuerrecht und 
im BauGB erforderlich. Viele Fachinteressen 
greifen auf den Boden zu, bestimmen ihren 
Bedarfsanteil. Aber die Instrumente, mit 
denen sich diese Ansprüche umsetzen und 
gerecht verteilen lassen, stehen hintenan. 
Ein klarer Fokus auf Gemeinwohl und öko-
logische Transformation ist essenziell. Ham-
burg zeigt vielversprechende Ansätze, doch 
ohne bundesweite Unterstützung bleibt die 
gemeinwohlorientierte Bodenpolitik begrenzt. 
Fehlende Steuerung in der Bodenpolitik geht 
zu Lasten sozialer und gesellschaftlicher 
Belange und wird zu einer weiteren Spaltung 
in der Gesellschaft beitragen. Boden ist mehr 
als eine Ware – er ist ein Gemeingut, das Für-
sorge und klare Regeln benötigt.
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Monika Thomas,  
Staatsrätin Freie und Hansestadt 
Hamburg

In Hamburgs Pergolenviertel sind 
auf einer Fläche von 27 Hektar rund 
1.700 Wohneinheiten entstanden. 
Neben klassischen Miet- und Eigen-
tumswohnungen gibt es Wohn-
angebote für Studierende sowie 
mehrere Pflege- und Assistenz-
Wohngemeinschaften. 60 Prozent 
der Wohnungen sind öffentlich 
gefördert. (© Andreas Bock)

Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
durch soziale Bodenpolitik und 
bezahlbaren Wohnraum fördern. 
In den großen Stadtentwicklungs-
gebieten sieht Hamburg 20 Prozent 
der Flächen für Baugemeinschaften 
vor. (©  Baroquine Fotografie)
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Mietbelastungen stoppen, Spekulationen  
verhindern

Interview mit Lukas Siebenkotten

Explodierende Mieten, ein massiver Mangel 
an Sozialwohnungen und die Herausforde
rungen der Klimapolitik im Wohnsektor – der 
Wohnungsmarkt in Deutschland steht vor 
enormen Problemen, will man bezahlbares 
Wohnen für Millionen Menschen sichern. Wir 
haben dazu Lukas Siebenkotten, Präsident 
des Deutschen Mieterbundes befragt.

Städtetag aktuell: Was ist nötig, um rasant 
steigende Mieten zu begrenzen, und wie 
bewerten Sie den aktuellen Gesetzentwurf 
zur Verlängerung der Mietpreisbremse? 

Lukas Siebenkotten: Leider hat die Ampel-
koalition so lange über die im Koalitions-
vertrag vereinbarte Verlängerung der 
Mietpreisbremse intern gestritten, dass 
die Regierung zerbrochen ist, bevor 
der zwischenzeitlich mit Mühe erstellte 
Referentenentwurf im Bundeskabinett 
oder gar im Fachausschuss beraten wer-
den konnte. Der zuständige Bundesjustiz-
minister Buschmann (FDP) hat es tatsächlich 
geschafft, das Gesetzgebungsverfahren 
so lange zu verschleppen, dass es jetzt der 
zu erwartenden Neuwahl des Bundestages 
zum Opfer fällt, wenn sich nicht im letzten 
Moment eine Bundestagsmehrheit dafür fin-
det, das Gesetz doch noch zu verabschieden.

Vor dem Hintergrund der aktuellen politi-
schen Entwicklungen führt kein vernünftiger 
Weg daran vorbei, die Verlängerung der Miet-
preisbremse noch in dieser Legislaturperiode 
auf den Weg zu bringen. Unter den Schutz-
schirm der Mietpreisbremse vor unzulässig 
hohen Mieten fallen derzeit 30 Prozent der 
Gesamtbevölkerung – etwa 26 Millionen 
Menschen – in 13 von 16 Bundesländern. 
Diese Menschen ab 2026 dem freien Markt 
mit - zumindest auf angespannten Miet-
märkten - oftmals ungezügelten Mietpreis-
steigerungen bei der Neuanmietung einer 
Wohnung auszusetzen, wäre in höchsten 
Maße unsozial. 

Bei einem Ende der Mietpreisbremse 
drohen unkalkulierbare Folgen für die 
angespannten Wohnungsmärkte in vielen 
Städten Deutschlands. Bei einem Abschluss 
neuer Mieterverträge existieren dann keiner-
lei Beschränkungen zur Miethöhe, da auch 
die Mietwuchervorschrift, mit der theore-
tisch gegen unangemessen hohe Mieten 
vorgegangen werden kann, in der Praxis 
aufgrund bürokratischer Hürden kaum 
Anwendung findet. Bereits jetzt sind Mieter 
und Mieterinnen beim Abschluss neuer Miet-
verträge der extrem angespannten Markt-
situation besonders ausgesetzt. In München 
beispielsweise müssen Mieterinnen und 
Mieter mittlerweile knapp 21 Euro berappen, 
wenn sie eine neue Wohnung anmieten, 
in anderen Großstädten sieht es nicht viel 
besser aus – hier werden Mieten von 16 bis 17 
Euro pro Quadratmeter aufgerufen. Das sind 
Mieten, die sich kein Normalverdiener mehr 
leisten kann. Der Gesetzgeber muss handeln 
und jetzt für eine Fortführung der Deckelung 
der Mieten sorgen!

Welche Schritte braucht es konkret, um 
den akuten Mangel von über 900.000 
Sozialwohnungen in Deutschland zu 
beheben?

Die Ampelregierung ist mit ihrem Vorhaben, 
jährlich 400.000 neue Wohnungen zu 
bauen, 100.000 davon öffentlich gefördert, 
gescheitert. Von den 2023 knapp 300.000 
neu gebauten Wohnungen sind weniger 
als ein Drittel klassische Mietwohnungen 
und weniger als ein Zehntel bezahlbare 
Sozialwohnungen. Der Bestand an Sozial-
wohnungen ist seit Jahren dramatisch 
rückläufig und hat sich seit 2006 auf nur 
noch 1 Million Wohnungen halbiert. Gerade 
der Neubau von Wohnungen ist ein ent-
scheidender Schlüssel zur Entspannung des 
Wohnungsmarktes. Der Wohnungsneubau 
stagniert aber seit Jahren und schafft keine 
Entlastung für die extrem angespannten 
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städtischen Wohnungsmärkte. Die Folgen 
der verfehlten Wohnungspolitik zumindest 
des letzten Jahrzehnts lassen sich nicht 
mehr kaschieren. Die Wohnungsmarktkrise 
gewinnt weiter an Dynamik: hohe Miet-
belastungen vor allem für Rentnerinnen und 
Rentner, Auszubildende und Studierende 
sowie Alleinerziehende, immer weiter stei-
gende Immobilienpreise, kaum Neubau und 
keine Besserung in Sicht. Es fehlen hundert-
tausende bezahlbare Wohnungen im Land. 

Die verbleibende Bundesregierung und 
die Fraktionen im Deutschen Bundestag 
müssen endlich Maßnahmen einleiten, 
die zu mehr Neubau führen, um so auch 
sozialpolitisch ein wichtiges Signal zu 
senden. Notwendig sind jetzt schnelle und 
umfassende Lösungen, mit denen die hohen 
Mietbelastungen gestoppt, Spekulationen 
von großen Investoren mit Grund und Boden 
verhindert und der Neubau von Wohnungen 
deutlich gesteigert werden kann. Wir brau-
chen mehr staatliches Engagement und 
umfassende öffentliche Förderung auf den 
Wohnungsmärkten sowie die Einführung 
einer neuen Wohngemeinnützigkeit, bei der 
sich Bauherren im Gegenzug für Steuer-
erleichterungen und Investitionszuschüsse 
verpflichten, im bezahlbaren Segment 

zu bauen und die Mieten auch dauerhaft 
bezahlbar zu halten. 

Wie können wir die Klimaziele erreichen 
ohne Wohnen dabei noch deutlich teurer zu 
machen?

Damit der unstreitig dringend benötigte 
Klimaschutz in Mietwohnungen vorankommt 
und sozial gerecht gelingt, müssen die not-
wendigen Investitionen besser zwischen drei 
Akteuren verteilt werden: öffentliche Hand, 
Vermietende und Mieterinnen und Mieter. 
Mieterinnen und Mieter sollen im Endeffekt 
nicht mehr bezahlen müssen, als sie an 
Energiekosten einsparen. Dafür muss die 
sogenannte Modernisierungsumlage, also der 
Anteil der Investitionen, der auf die Mietenden 
umgelegt wird, von derzeit maximal 10 Pro-
zent auf 3 Prozent abgesenkt werden. Damit 
die energetische Sanierung auch für die Ver-
mieterseite leistbar ist, muss die öffentliche 
Hand mehr und zielgenauer fördern.
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Lukas Siebenkotten,  
Präsident des Deutschen 
 Mieterbundes
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Deutschland braucht eine klare Wohnstrategie

Von Axel Gedaschko

Bezahlbares Wohnen ist die zentrale Säule 
für den gesellschaftlichen Zusammen
halt – sie muss langfristig abgesichert und 
gleichzeitig die klima und altersgerechte 
Transformation des Gebäudebestands 
ermöglicht werden. Nur so wird Deutsch
land ein Land mit den richtigen Voraus
setzungen für wirtschaftlichen Erfolg und 
soziale Gerechtigkeit bleiben. 

Angesichts einer sich immer schneller ver-
ändernden Welt, die klare und zusichernde 
politische Antworten erfordert, sind die 
Menschen verunsichert. In einem zentralen 
Lebensbereich kristallisieren sich die Ängste 
und Sorgen der Menschen dabei ganz 
besonders: beim Wohnen. Wenn die Leist-
barkeit der Wohnung auf dem Spiel steht 
und kaum noch neuer Wohnraum entsteht, 
sind tiefe Verunsicherung und politischer 
Vertrauensverlust die unausweichlichen 
Folgen. Der dringende Handlungsbedarf bei 
der häufig als „soziale Frage unserer Zeit“ 
bezeichneten Wohnkrise ist seit Jahren klar, 
doch durchgreifende politische Lösungen 
bleiben Fehlanzeige.

Sowohl für die sozial orientierten 
Wohnungsunternehmen als auch für die 
Mieterinnen und Mieter spitzt sich die 
Lage immer weiter zu: Der klima- und 
altersgerechte Umbau der bestehenden 
 Wohnungen sowie die Bekämpfung des 
Wohnungsmangels durch Neubau müssen 
bewältigt werden. Doch während Kosten 
und Vorgaben steigen, befinden sich die 
notwendige Sanierung des Wohnungs-
bestands und der Bau neuer Wohnungen im 
Sinkflug.

Deutschland braucht deshalb eine klare 
Wohnstrategie, auf die alle relevanten 
Akteure – Bund, Länder und Kommu-
nen – einzahlen müssen. Denn jeder 
Euro kann nur einmal ausgegeben wer-
den. Deshalb konzentrieren sich unsere 
Unternehmen als Bestandshalter primär 
auf die  Transformation ihrer Bestände. 
Und auch hier befinden wir uns politisch 
aktuell auf einem Holzweg. Wir brau-
chen dringend einen  Kurswechsel in der 
Gebäude-Klimapolitik. 

Die Initiative fünf führender Wissenschaftler 
für einen Paradigmenwechsel in der Klima-
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politik im Gebäudesektor kommt deshalb 
genau zur rechten Zeit. Die Erkenntnisse 
machen unmissverständlich deutlich: Die 
politischen Rahmenbedingungen für die 
Energiewende im Gebäudebereich müssen 
konsequent auf einen Praxispfad mit Fokus 
auf die Reduzierung von CO2-Emissionen 
neu ausgerichtet werden. Das bisherige, 
immer weitere Hochschrauben der Gebäude-
effizienz ist der unintelligenteste, weil 
teuerste Weg in Richtung Klimaziele.

Baukosten runter, Standards halten, 
Genehmigungen beschleunigen

Darüber hinaus muss bezahlbarer Wohnungs-
neubau wieder im erforderlichen Umfang 
ermöglicht werden. Vor diesem Hintergrund 
muss der Bau von bezahlbarem Wohn-
raum mit Mietobergrenzen in Gebieten 
mit Wohnraummangel als „überragendes 
öffentliches Interesse“ behandelt werden. 
Das würde Abwägungsprozesse erleichtern, 
beschleunigen und am Ende auch gerichts-
fester machen. Das Baugesetzbuch muss 
letztlich so gestaltet werden, dass das Bauen 
von Wohnungen gegenüber anderen Belangen 
regelmäßig im Vordergrund steht. Deutsch-
land braucht einen echten Bau-Turbo. Deshalb 
ist eine Sonderregelung für den Wohnungs-
bau – konkret § 246e BauGB-E – zu begrüßen 
und muss schnellstmöglich vorangebracht 
werden. 

Diese hohen Investitionen müssen realisier-
bar gemacht werden. Das heißt: Die Bau-
kosten müssen runter, die Standards dürfen 
nicht weiter erhöht, Genehmigungsverfahren 
müssen beschleunigt werden und für das 
bezahlbare Segment brauchen wir aus-
reichend Förderung sowie absoluten Vorrang.

Die Fördersituation bleibt bislang absolut 
mangelhaft – und wird es wohl angesichts 
der angespannten Haushaltslage auch 
bleiben. Das Förderprogramm „Klimafreund-
licher Neubau im Niedrigpreissegment 

(KNN)“, das ursprünglich als wichtige Säule 
für den bezahlbaren Neubau gedacht war, 
hat sich als enttäuschend herausgestellt. 
Anstatt bezahlbaren Wohnraum zu fördern, 
bleibt es ein Programm für teures, klima-
freundliches Bauen. Auch das Instrument 
der Wohngemeinnützigkeit wird nicht die 
gewünschte Wirkung entfalten. Sie kann 
zwar dabei helfen, dass Institutionen wie 
Vereine und Stiftungen zu Anbietern von 
bezahlbarem Wohnraum werden, angesichts 
des riesigen Wohnungsmangels reicht das 
aber bei Weitem nicht aus.

Da mittlerweile 800.000 Wohnungen in 
Deutschland fehlen, ist zur Lösung dieser 
Herkulesaufgabe ein größerer und lang-
fristiger Wurf in Form eines funktionierenden 
Fördersystems für bezahlbaren Wohnraum 
notwendig. Bei der aktuell schwierigen 
Haushaltslage wäre deshalb eine Zinssub-
vention auf 1 Prozent die richtige Lösung. 

Bezahlbarer Wohnraum lässt sich nur 
dauerhaft sichern, wenn Bund, Länder und 
Kommunen gemeinsam ihre Hausaufgaben 
machen. Ansonsten bleibt die Mitte der 
Gesellschaft beim Wohnen – der sozialen 
Frage unserer Zeit – auf der Strecke.
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Axel Gedaschko,  
Präsident des GdW – Bundes-
verbandes der deutschen 
 Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen

„Das Baugesetzbuch muss 
letztlich so gestaltet werden, 
dass das Bauen von Wohnungen 
gegenüber anderen Belangen 
regelmäßig im Vordergrund 
steht. Deutschland braucht einen 
echten Bau-Turbo.“
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SCHWERPUNKT WOHNEN

IBA-Expertenrat plädiert für Zukunftsquartiere  
als Next Practice

Von Christa Reicher 

Die Versorgung mit Wohnraum für breite 
Schichten der Bevölkerung ist zu einer 
der drängendsten gesellschaftlichen 
Zukunftsaufgaben geworden. Dabei sind 
die Antworten auf die Frage, wie der 
zunehmenden Wohnungsnot begegnet 
werden kann, vielfältig und reichen von 
dem Bau von neuen Stadtteilen, über 
die Revitalisierung von aufgegebenen 
und untergenutzten Brachflächen im 
innerstädtischen Kontext bis hin zu 
Programmen für eine Beschleunigung des 
Wohnungs(um)baus. Die Schaffung von 
Wohnraum ist jedoch keine rein quantita
tive Aufgabe, sondern eine Herausforde
rung, die mit nachhaltigen Qualitäten des 
Wohnkomforts, mit einer guten Nutzungs
mischung und mit energetischen und kli
matischen Aspekten sowie der Zirkularität 
eng verknüpft ist. 

Vor diesem Hintergrund hat der IBA-
Expertenrat des BMWSB ein Positions-
papier verfasst, das die Erfahrungen aus 
der Anwendung des Formates der Inter-

nationalen Bauausstellungen (IBA) aus 
vergangenen und laufenden IBA mit den 
skizzierten aktuellen Herausforderungen 
verknüpfen und damit eine integrierte 
Quartiersentwicklung befördern will. 

Stadtteile und quartiere auf dem Weg  
der Umsetzung 

Trotz eines enormen Entwicklungsdrucks 
auf unsere Städte, gilt für den Städtebau 
und die Stadtentwicklung nach wie vor 
die Devise „Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“. Im Sinne einer für aktiven 
Klimaschutz relevanten Kreislaufwirtschaft 
müssen bevorzugt ehemalige Industrie-, 
Bahn- und Militärflächen entwickelt werden. 
Aber die innerstädtischen Flächen werden 
knapp, sodass Stadterweiterungen in einzel-
nen Regionen mit extremem Nutzungs- und 
Entwicklungsdruck unumgänglich sind 
bzw. sich zulasten von innerstädtischen 
Qualitäten und notwendigen Freiräumen 
auswirken würden. Neue Stadtteile und 
Quartiere wie Dietenbach in Freiburg, 

Schönefeld-Nord, Inter-
nationaler Wettbewerb 
und Masterplanung 
(© RHA REICHER HAASE 
ASSOZIIERTE Aachen/
Dortmund @ RHA)
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Schönefeld-Nord in Brandenburg oder 
Hafner in Konstanz, die an den Rändern der 
Städte und Agglomerationsräume geplant 
sind - zum Teil auf aufgegebenen Indus-
trie- oder Kasernenarealen oder durch 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen -, können demnach 
auch ein wichtiger Beitrag zur Lösung 
der dringenden und sich verschärfenden 
Wohnungsfrage sein. 

Von der Internationalen Bauausstellung 
(IBA) zum „Zukunftsquartier“ 

Internationale Bauausstellungen sind bei-
spielgebend und gut, weil im Rahmen solcher 
Formate der Stadt- und Regionalentwicklung 
modellhafte und übertragbare Lösungen 
für grundlegende gesellschaftliche und 
planerische Fragestellungen entwickelt 
werden. Dabei spielt die zukunftsorientierte 
Quartiersentwicklung eine zentrale Rolle. 

Das Format der IBA hat unter Beweis 
gestellt, dass es sich in besonderem Maße 
dazu eignet 

• sektorale Herangehensweisen zu 
überwinden und integrierte Prozesse 
umzusetzen, 

• höchste Qualitätsansprüche an Bau-
kultur durch geeignete Qualifizierungs-
verfahren einzulösen, 

• erfolgversprechende Instrumente ein-
zusetzen und Organisationsformen zu 
etablieren und 

• schnell und modellhaft Lösungen auf 
den Weg zu bringen. 

Vor diesem Hintergrund bietet es sich 
an, laufende und gerade an den Start 
gegangene Quartiersentwicklungen in 
Deutschland an den Erfahrungen von IBA 
teilhaben zu lassen. Quartiere sollen den 
Status von „Zukunftsquartieren“ erlangen, 
wenn sich die Kommunen an den ambitio-

nierten IBA-Qualitätskriterien orientieren 
(vgl. IBA-Memorandum ) sowie integral und 
modellhaft vorgehen wollen. 

Die vom IBA-Expertenrat vorgeschlagene 
Exzellenzinitiative mit der Dachmarke 
„Zukunftsquartiere“ möchte die Kommunen 
inhaltlich und organisatorisch unterstützen 
durch 

• eine Vernetzung der Kommunen mit-
einander in Form eines strukturieren 
Know-how-Transfers, 

• eine Sammlung von Best-/Next-Practice 
Projekten, um das „Voneinanderlernen“ 
zu beschleunigen, und 

• eine prioritäre Berücksichtigung in den 
Förderprogrammen des Bundes und der 
Länder. 

Der IBA-Expertenrat empfiehlt, die Ent-
wicklung von „Zukunftsquartieren“ zu einem 
herausgehobenen Politikfeld der Stadt- und 
Regionalplanung zu machen und Kriterien 
sowie Verfahren für die Anerkennung als 
IBA-ähnliches Format zu entwickeln. Damit 
können Anreize zur Nachahmung geschaffen 
werden, die insbesondere innovative und 
dringend benötigte Lösungen zielführender 
in die breite Praxis übertragen. So würde 
unser „Langsam-Land“ zeigen, wie es mit der 
Etablierung von „Zukunftsquartieren“ schnell 
und sichtbar Transformation gestalten und 
NEXT Practice mit höchsten Ambitionen 
umsetzen kann.

Informationen zum IBA-Memorandum: 
 www.staedtetag.de/240502

Prof. Dipl.-Ing. Christa Reicher,  
Stadtplanerin und Architektin, 
Aachen

https://www.staedtetag.de/240502
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Heidelberg: Deutscher 
Nachhaltigkeitspreis Architektur 

Das Wohn- und Gemeinschaftsprojekt Colle-
gium Academicum in Heidelberg wurde mit 
dem Deutschen Nachhaltigkeitspreis Archi-
tektur ausgezeichnet. Mit ihrer Wahl würdigt 
die Jury neben der architektonischen Qualität 
auch die Eigeninitiative einer Gruppe junger 
Menschen: Als Reaktion auf fehlenden bezahl-
baren Wohnraum und aus dem Bedürfnis 
heraus, ökologisch vertretbar zu leben, wurde 
Collegium Academicum von einer Gruppe 
junger Aktivistinnen und Aktivisten ins Leben 
gerufen und im Zuge der Internationalen Bau-
ausstellung in Heidelberg in einem partizipa-
tiven Entwurfs- und Bauprozess verwirklicht. 
So entstand ein zukunftsfähiges Areal, in dem 
die Gemeinschaft nachhaltig gestärkt wird: 
Das Collegium Academicum ist das größte 
selbstverwaltete und selbstfinanzierte Wohn- 
und Gemeinschaftsprojekt für Menschen in 
der Ausbildung in Deutschland.

 www.staedtetag.de/240504

Stuttgart: Vorzeigeprojekte für  
die IBA'27 zur Kreislauf wirtschaft 
im Wohnungsbau

In der Stuttgarter Weimarstraße soll zur 
Internationalen Bauausstellung IBA‘27 ein 
bedeutendes Projekt im Bereich Kreislaufwirt-
schaft im Wohnungsbau entstehen. Bei dem 
Neubau setzt das Land Baden-Württemberg 
als Bauherr auf eine ressourcenschonende 
Holzhybridbauweise. Zudem ist das Projekt 
darauf ausgelegt, bestehende Grünflächen 
zu erhalten und nachhaltiges Wohnen in der 
Innenstadtlage zu befördern. Das Gebäude 
soll 32 Wohnungen und multifunktionale Flä-
chen umfassen. Zur ökologischen Bauweise 
passend werden eine Photovoltaikanlage und 
eine hocheffiziente Wärmepumpe verbaut. Der 
Baubeginn ist für 2025 geplant, die Fertig-
stellung soll 2027 erfolgen

Ein weiteres bedeutendes Projekt der IBA‘27 
ist das genossenschaftliche Quartier Am Rot-
weg in Stuttgart-Rot. Hier werden am Stand-
ort alter mehrgeschossiger Zeilenbauten aus 
den 1950er-Jahren in Stuttgarts erster Nach-
kriegssiedlung nachhaltige und bezahlbare 
Wohnräume geschaffen. Den Rahmen geben 
die drei Siegerentwürfe des städtebau-
lichen Wettbewerbs vor: So gruppieren sich 
im neuen Quartier zehn Gebäude aus Holz-, 
Holzhybrid- und Recyclingmaterialien locker 
um eine Gemeinschaftswiese. Im Rahmen 
der Kreislaufwirtschaft liegt der Fokus auf der 
Wiederverwendbarkeit von Baumaterialien 
und einer energieeffizienten Bauweise.

 www.staedtetag.de/240505
©

 IB
A

’2
7, V

ictor S
. B

rig
ola

©
 Th

ilo R
oss

https://www.staedtetag.de/240504
https://www.staedtetag.de/240505
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Freiburg: Monitoring gegen 
Wuchermieten 

Seit Anfang des Jahres 2022 prüft die Stadt 
Freiburg online eingestellte Wohnungs-
anzeigen auf mögliche Überhöhungen des 
Mietpreiseses. Für diesen Zweck kooperiert 
die Stadt mit dem Unternehmen Miet-
monitor: Inserate, bei denen ein Verdacht 
auf Mietpreisüberhöhung oder Mietwucher 
besteht, werden an die Stadt weitergeleitet – 
die dann entsprechende Schritte einleitet 
und zunächst für eine Mietmäßigung beim 
Anbieter wirbt. Ein Verdacht auf eine Miet-
preisüberhöhung ist dann gegeben, wenn die 
verlangte Miete die ortsübliche Vergleichs-
miete um mehr als 20 Prozent übersteigt. 
Ein Verdacht auf Mietwucher besteht dann, 
wenn die verlangte Miete die ortsübliche 
Vergleichsmiete um mindestens 50 Pro-
zent überschreitet. Um das Wohnen in der 
gefragten Dreisamstadt für alle Menschen 
erschwinglich zu machen, hat die Stadt 
Anfang 2019 das Referat für bezahlbares 
Wohnen (RbW) als Stabsstelle des Ober-
bürgermeisters eingerichtet. Außerdem ver-
folgt die Stadt seit 2020 das Gesamtkonzept 
„Bezahlbar Wohnen 2030“, das Maßnahmen 
und Strategien unter anderem für Neubau, 
Bezahlbarkeit im Bestand, Förderungen und 
Baukosten bündelt.

 www.staedtetag.de/240506
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„C the Unseen“ lautet das Motto 
der Kulturhauptstadt Europa 2025, 
ausgerichtet von der sächsischen 
Industriestadt Chemnitz zusammen 
mit 38 Städten und Gemeinden aus 
Mittelsachsen, dem Zwickauer Land 
und dem Erzgebirge. Selbstgestecktes 
Ziel ist es, die Region, ihr reiches ge-
meinsames Kultur- und Industrie-Erbe 
und bislang Ungesehenes und Unent-
decktes im Osten Deutschlands und in 
der Mitte Europas sichtbar zu machen. 
Das Programm zum Kulturhauptstadt-
Jahr startet am 18. Januar 2025. Ge-
boten werden unzählige Veranstaltun-
gen und Angebote zum Mitmachen, 
Festivals, Ausstellungen, Theater, Per-
formances, aber auch Sport, Kulinarik, 
Workshops und Events. 

Chemnitz selbst verortet sich als ost-
europäische Stadt in einem westeu-
ropäischen Land, geprägt von großer 
Tradition und vielen Umbrüchen, 
zuletzt vom Ende der DDR und der 
Rückbenennung von Karl-Marx-Stadt 
in Chemnitz. Im Verbund mit Zwickau 
und der umliegenden Region hat die 
Stadt maßgeblich zur industriellen 
Entwicklung Deutschlands beigetra-
gen, insbesondere in Textil-, Maschi-
nenbau- und Automobilindustrie. 

Der Bergbau im Erzgebirge machte 
die Region einst zur wirtschaftlichen 
Hochburg. Seit 2019 zählt die Mon-
tanregion um UNESCO-Welterbe. Die 
Region ist geprägt von Zeugnissen 
der Industrialisierung und von einer 
hohen Dichte an Schlössern aus Mit-
telalter, Renaissance und Barock, von 
Theater, Musik und Kunstsammlun-
gen sowie hochkarätigen Museen und 
einer einzigartigen Architektur. 

 www.staedtetag.de/240503

Chemnitz: Kulturhauptstadt  
Europa 2025 
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Die Stadt Bonn engagiert sich etwa durch ihre Klimapartnerschaft mit Cape Coast  
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AUS DEM STÄDTETAG

Neuer Hauptgeschäftsführer und 
Stellvertreterin gewählt 

Christian Schuchardt (55) ist bei der Haupt-
ausschusssitzung in Frankfurt am Main ein-
stimmig zum künftigen Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städtetages gewählt worden. 
Er wird das Amt zum 1. Juli 2025 antreten und 
folgt auf den langjährigen Hauptgeschäfts-
führer Helmut Dedy (66). Dieser geht dann 
nach neun Jahren an der Spitze der Haupt-
geschäftsstelle in den Ruhestand. 

Schuchardt ist seit 2014 Oberbürgermeister 
der Stadt Würzburg. Zuvor war er dort als 
Stadtkämmerer für Finanzen zuständig sowie 
für städtische Beteiligungen und Personal. Vor 
seinem Wechsel nach Würzburg war Schu-
chardt Beigeordneter der Stadt Schwerte und 
hat sich bei der Hessischen Landesbank mit 
kommunalen Haushalten befasst. 

Zur stellvertretenden Hauptgeschäfts-
führerin ab dem 1. Juli 2025 wählte der 
Hauptausschuss Dr. Christine Wilcken (44), 
bisher bereits als Beigeordnete und Leiterin 
des Dezernats Klima, Umwelt, Wirtschaft, 
Brand- und Katastrophenschutz beim Deut-
schen Städtetag.

Nach dem Ende der Ampelkoalition 
hat der Deutsche Städtetag die Bun-
despolitik aufgefordert, dringend be-
nötigte Entscheidungen im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger nicht bis 
nach den Bundestagswahlen zu ver-
schieben. Der Präsident des Städte-
tages, Markus Lewe, betonte nach 
Sitzungen von Präsidium und Haupt-
ausschuss in Frankfurt am Main am 
28. November: „Bevor die Bundes-
politik (…) vollends in den Wahlkampf-
Modus umschaltet, sollten sich noch 
parteiübergreifend Mehrheiten für 
Projekte finden, für die sich die Städ-
te lange eingesetzt haben.“

So drängen die Städte auf eine schnel-
le Reform des Baugesetzbuches und 
die Verlängerung der Mietpreisbremse. 
Ohne diese Maßnahmen drohten der 
Wohnungsbau und die Mietpreisregu-
lierung ins Stocken zu geraten. Auch 
das Allgemeine Eisenbahngesetz, das 
Bauprojekte mit bundesweit tausen-
den von Wohneinheiten auf ehema-
ligen Bahnflächen erschwert, müsse 
dringend angepasst werden.

Ebenfalls als essenziell bewerten die 
Städte eine Nachfolge für den Di-
gitalpakt. Städtetagpräsident Lewe 
forderte Bund und Länder auf, weiter 
zu verhandeln um die Digitalisierung 
der Schulen nicht ins Stocken zu 
bringen. Eine fehlende Finanzierung 
gefährde die IT-Ausstattung und 
sorge für geringere Bildungschancen 
von Schülerinnen und Schülern aus 
ärmeren Haushalten.

Katja Dörner, Vizepräsidentin des 
Städtetages betonte, dass die Di-
gitalisierung der Gesundheitsämter 
über den „Pakt für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst“ hinaus gesichert 
werden müsse. Präventionsarbeit 
zum Schutz der Menschen gewinne 
angesichts von Klimawandel, Extrem-
wetter und Pandemiegefahren immer 
weiter an Bedeutung.

Vor Neuwahl des Bundestages:  
Was die Städte noch brauchen

(v.r.n.l.) künftiger Städtetagshauptgeschäftsführer 
Oberbürgermeister Christian Schuchardt; Städte-
tagsbeigeordnete Christine Wilcken, Städtetagsvize-
präsidentin Oberbürgermeisterin Katja Dörner, 
Städtetagspräsident Oberbürgermeister Markus 
Lewe, Städtetagshauptgeschäftsführer Helmut Dedy. 
(© Timm Steinborn)
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FACHINFORMATIONEN

Stadtgespräch. Neues Bewusst-
sein für moderne Kommunikation

Moderne Kommunikation und ihre 
Bedeutung in einer digital geprägten Welt 
stehen im Mittelpunkt des Buches von 
Sven Matis, Pressesprecher der Landes-
hauptstadt Stuttgart. Neben wesentlichen 
Aspekten der zwischenmenschlichen 
Interaktion  schildert er, oftmals mit direk-
ten Bezügen zur  kommunalen Praxis, wie 
bewusste  Kommunikation Verständigung 
verbessern und Missverständnisse ver-
meiden kann. Durch klare Struktur und 
viele Beispiele aus Stadtgesellschaft und 
städtischer Kommunikationsarbeit bietet 
das Buch eine fundierte Übersicht über die 
Herausforderungen und Chancen moderner 
Kommunikation. 

 www.staedtetag.de/240508

25 Jahre Preis Soziale Stadt 

Der Wettbewerb „Preis Soziale Stadt“ feiert 
im Jahr 2025 sein 25-jähriges Jubiläum. Bis 
zum 31. Januar 2025 können sich Projekte 
bewerben, die im Sinne sozialer Quartiers-
entwicklung den nachbarschaftlichen 
Zusammenhalt stärken sowie Integration 
und ein gutes Miteinander fördern. Der Preis 
wird gemeinsam vom vhw – Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung e. V., dem 
Deutschen Städtetag, dem AWO Bundes-
verband, dem Deutschen Mieterbund und 
dem GdW – Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e. V. 
ausgeschrieben. 

 www.staedtetag.de/240509

Positionspapier des Städtetages 
zur Immobilien-, Bau- und 
Wohnungskrise 

Welche Indikatoren belegen die aktuelle 
Bau- und Wohnungskrise in den Städten? 
Welche Bedarfe gibt es und welche Ziel-
vorstellungen? Was könnte lindernd wirken? 
Welche investiven und welche regulatori-
schen Maßnahmen und welche Förderung 
wären zielführend? Antworten auf Fragen 
wie diese, Ideen und Lösungsansätze 
beschreibt das aktuelle Positionspapier des 
Deutschen Städtetages. 

 www.staedtetag.de/240507

https://www.staedtetag.de/240508
https://www.staedtetag.de/240509
https://www.staedtetag.de/240507
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Nachbarschaftspreis 2024 für 
Projekte aus Neuss und Pirna 

Zwei Themensieger des Deutschen Nachbar-
schaftspreises 2024 kommen aus unmittel-
baren Mitgliedsstädten des Deutschen 
Städtetages: Die „Helden der Nachbarschaft“ 
aus Neuss sind Sieger in der Themenkate-
gorie „Generationen“: Jugendliche und junge 
Erwachsene engagieren sich für ihr Wohn-
umfeld – u. a. besuchen junge Geflüchtete 
Seniorinnen und Senioren, gemeinsam 
spielen sie Bingo, gestalten den Garten oder 
backen zur Weihnachtszeit Plätzchen. Das 
Projekt „Sonnige Aussichten“ aus Pirna, Sie-
ger der Themenkategorie „Vielfalt“ ermög-
licht es den knapp 7.000 Nachbarinnen und 
Nachbarn des Stadtteils Sonnenstein ihre 
Ideen einzubringen und umzusetzen. Es för-
dert den Austausch zwischen verschiedenen 
Generationen und Kulturen und stärkt das 
Gemeinschaftsgefühl im Viertel. Der Deut-
sche Städtetag gehört zu den Förderern des 
Deutschen Nachbarschaftspreises.

 www.staedtetag.de/240511

Earth for All Deutschland. 
Aufbruch in eine Zukunft für alle 

Klimaschutz, Klimaanpassung und Trans-
formationsprozesse etwa bei Energie und 
Ernährung aber auch Fragen zu Demokratie, 
sozialer Verantwortung und Wohlstandsver-
teilung stehen im Mittelpunkt des Buches 
herausgegeben von Club of Rome und 
Wuppertal Institut. Ausgangspunkt der 
geschilderten Überlegungen und Ansätze 
ist die Vielzahl globaler Krisen, welche nach 
tiefgehenden und weitreichenden Ver-
änderungsprozessen verlangten.

 www.staedtetag.de/240510

Nachbarschaftspreis für 
Helden der Nachbarschaft 
(© Interkulturelle Projekt-
helden e.V.)

Nachbarschaftspreis 
 Sonnige Aussichten 
(© nachbarschaftspreis.de)

https://www.staedtetag.de/240511
https://www.staedtetag.de/240510
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PERSONALIEN

Deutscher 
Städtetag
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Christian Schuchardt 
(CDU) wurde im 
November einstimmig 
vom Hauptausschuss 
des Deutschen Städ-
tetages zum neuen 
Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen 
Städtetages gewählt. 
Er nimmt die Amts-
geschäfte am 1. Juli 
2025 auf und folgt auf 
Helmut Dedy (SPD), 
der dann in den Ruhe-
stand treten wird. 
Dedy ist seit 2016 
Hauptgeschäftsfüh-
rer des kommunalen 
Spitzenverbandes 
und war zuvor des-
sen stellvertretender 
Hauptgeschäftsfüh-
rer. Christian Schu-
chardt ist seit 2014 
Oberbürgermeister 
der Stadt Würzburg 
und engagiert sich 
seit 2020 im Haupt-
ausschuss des Deut-
schen Städtetages. 
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Zur neuen Stell-
vertretenden Vor-
sitzende wurde 
Dr. Christine Wilcken 
(SPD) gewählt. Sie ist 
bereits Beigeordnete 
für Klima, Umwelt, 
Wirtschaft und 
Brand- und Katas-
trophenschutz beim 
Deutschen Städtetag. 
Sie folgt auf Ste-
fan Hahn (CDU), der 
die stellvertretende 
Hauptgeschäftsfüh-
rung seit Juni 2024 
für ein Jahr kommis-
sarisch innehat. Hahn 
ist Beigeordneter und 
Leiter des Dezernats 
Arbeit, Jugend, Ge-
sundheit und Sozia-
les beim Deutschen 
Städtetag. Mehr zur 
Wahl auf Seite 14.
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Schul- und Bildungs-
ausschuss: Neue 
Vorsitzendende ist Iris 
Mann, Bürgermeiste-
rin der Stadt Ulm. Sie 
leitet in Ulm den Fach-
bereich Kultur, Bildung 
und Soziales. Iris Mann 
ist seit 2013 Mitglied 
im Ausschuss und 
folgt auf Dr. Christi
ane Zangs, Beigeord-

nete a.D. für Schule, 
Bildung und Kultur der 
Stadt Neuss. Zangs 
setzte sich immer mit 
Begeisterung für die 
Arbeit im Deutschen 
Städtetag ein. Sie 
war Vorsitzende des 
Schul- und Bildungs-
ausschusses sowie 
stellvertretende Vor-
sitzende im Kulturaus-
schuss des Deutschen 
Städtetages und auch 
im Städtetag NRW 
aktiv. Sie vertrat den 
Deutschen Städte-
tag unter anderem 
im Schulausschuss 
der Kultusminister-
konferenz.
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Neu im Amt
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Gütersloh: Neuer 
Bürgermeister von 
Gütersloh ist seit 
3. Dezember  Matthias 
Trepper. Der Sozial-
demokrat folgt auf 
Nobert Morkes (BfGT – 
Bürger für Gütersloh).
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Städtetag Rheinland-
Pfalz: Markus Zwick, 
Oberbürgermeister 
von Pirmasens, wurde 
zum neuen Vorsit-
zenden des Städte-
tages Rheinland-Pfalz 
gewählt. Der Christde-
mokrat leitet seit 2019 
die Geschicke der 
Stadt Pirmasens und 
folgt auf Oberbürger-
meister David Langner 
(SPD) aus Koblenz, 
der das Amt seit 2022 
inne hatte und zum 
Ersten Stellvertre-
tenden Vorsitzenden 
gewählt wurde.
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Saarländischer Städte- 
und Gemeindetag: Der 
Oberbürgermeister von 
Sankt Ingbert, Prof. Dr. 
Ulli Meyer, wurde zum 
neuen Präsidenten 
des Saarländischen 
Städte- und Gemein-
detages gewählt. Der 
Christdemokrat steht 
seit 2019 an der Spitze 
der Stadt und folgt auf 
Jörg Aumann (SPD), 
Oberbürgermeister 
von Neunkirchen, der 
turnusgemäß nun 
stellvertretender Prä-
sident ist. 

Geburtstage
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Stefan Bosse (CSU), 
Oberbürgermeister 
der Stadt Kauf-
beuren, feiert am 
24. Dezember seinen 
60. Geburtstag. Er lei-
tet bereits seit 2004 
die Geschicke der 
Stadt Kaufbeuren.

Oberbürgermeister 
Tim Lochner (par-
teilos), Stadt Pirna, 
wird am 25. Januar 
55 Jahre alt. Er steht 
seit 2024 an der 
Spitze der Stadt. 



Gemeinsam finden wir die
Antworten für morgen.
Die nachhaltige Transformation der Wirtschaft beginnt 
in den Regionen. Dort sind die mittelständischen Unter-
nehmen – das wirtschaftliche Rückgrat Deutschlands – 
zu Hause. Genauso wie wir, die Sparkassen. Wir begleiten 
Unternehmen als Finanzpartner bei ihrer Entwicklung. 
Wir stehen ihnen beim Umbau auf eine nachhaltige 
 Wirtschaftsweise zur Seite. Gemeinsam gestalten wir 
 eine lebenswerte Zukunft für alle – partnerschaftlich, 
 klimafreundlich, erfolgreich.

Nachhaltiges 
Wirtschaften 
beginnt vor Ort.

Weil’s um mehr als Geld geht.

ANZEIGE
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